
Bundessozialgericht
_

£Lzli-ZS-BK-6-61-Yé Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheü

Verkündet am
2%„204975 Kläger und Revisionsbeklagter‚

‘g
e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin‚

-»——.-u..-—. .. ._ ‘ .., _.

—
Prozeßhevollmächtigteri

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 250 Februar 4975 durch den
Vorsitzenden Richter Dro L a n g k e i t und die

Richter S p i e l m e y e r und Dr„H @ i n z e
und die ehrenamtlichen Riéhter H e n n i n g e r und

S t r a s s e r
'

für Recht erkannt:

Die Revisionen der beklagten Krankenkasse und der
Beigeladenen gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 48„ Mai 4972 werden zurückgee

wiesen°

Kosten des_Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Das klägende Land, dessen Behördenlnach dem Bundesgesetz

zur Entschädigung für Opfer der nationelsozialistischen

Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz —BEG—)für Ent—

'schädigungsansprüche der beigeladenen Eheleute zuständig

sind (5 485 Abs° 4 BBG), wendet sich gegen Bescheide der
beklagten Krankenkässer3üdurch die den Beigeladenen An—

sprüche auf Krankenversorgung für nicht verfolgungsbe—

dingte Leiden (55 444 a ff EEG} zuerkannt werden sind°

Die Beigeladenen gehören zu einer besonderen Gruppe von
Verfolgten, und zwar zu den Staatenlosen und Flüchtlingen

im Sinne der Genfer Konvention (5 460 ff BEG)‚ denen nach
Ansicht des Klägers keine Ansprüche nach 55 444 a ff BBG
zustehen, weil sie die allgemeinen Stichtags— und Wohnsitz—

voraussetzungen des BBG nicht erfüllen° Dieser Ansicht hatte

sich zunächst auch die Beklagte angeschlossen und Anträge

der Beigeladenen auf Ausstellung von Krankenversorgungs—

scheinen mit Bescheiden vom 20° Mai 4970 abgelehnt° Auf den

Widerspruch der Beigeladenen hat sie jedoch festgestellt‚

daß diese zum krankenversorgungsberechtigten Personenkreis

gehören (Widerspruchsbescheide vom 22° Juni 4970)„

Die hiersesen erh0bénenblil‘agerf-deé“lländes,'i‘d'aé d‘er‘ Böklä'gt‘en
die aus der Verwendung von Versorgungsscheinen entstehenden

Kosten zu ersetzen hätte (@ 227 b BBG), hat das Sozial—
gericht (SG) abgewiesen° Auf die Berufung des Landes hat

das Landessozialgericht (LSG) die ursprünglichen Bescheide
der Beklagten wiederhergestéllt (Urteil vom 48° Mai 4972)°

Mit den zugelassenen.Revi8ion;beä■tragen"dicaBekldätefund-die

Be■go■ndenenKVdas«an@efbchtenb“U■teil%aufzuhebena■nd die
Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG zurückzuweiseno

Der Kläger beantragt die Zurückweisung der Revisioneno
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Die Revisionen der beklagten Krankenkasse und der Beigeladenen

sind unbegründeta Das LSG hat den Beigeladenen mit Recht

keinen Anspruch auf Krankenversorgung für nicht verfolgungs—

bedingte Leiden (55 444 a if BBG) zuerkannt°

Daß über den Klaganspruch die Gerichte der Sozialgerichts«

barkeit zu entscheiden haben, folgt aus 5 227 a Abs° 2

Satz 4 EEG; darin ist für Streitigkeiten über die Durch—

führung der Krankenversorgung nach 55 444 a ff EEG
ausdrücklich der Sozialrechtsweg eröffn@t wordenc

Indem das LSG ein “Hechteschutzbedürfnis” des Klägers

für die Erhebung der Klage bejaht hat‚ hat es ihn

zutreffend für befugt gehalten, die — auch ihm zugestellten «
Widerspruchsbescheide der Beklagten anzufechten° Nach

dem Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann einen Verwaltungsakt

anfechten, wer behauptet, durch ihn beschwert zu sein

(5 54 Abs„ 4 Satz 2 SGG}° Eine solche Beschwer kann außer
für den Adressaten des Verwaltungsakts,der sie in der

Regel nicht besonders zu begründen braucht, auch für einen

Dritten bestehen und sich insbesondere daraus ergeben,

daß der — nicht oder erfolglos angefochtene — Verwaltungs»

akt auch ihn in der Sache bindet und dadurch seine}

Rechte oder Verpflichtungen‚ d„h° seine Rechtsstellung

betrifft°
. __

Nach 5 77 SGG ergreift die Bindungswirkung eines Verwaltungs"

akts “die Beteiligten"„ Wer zu ihnen gehört‚ ist im Gesetz

nicht ausdrücklich geregelt„ Für die Parallelvorschrift in
5 444 Abs„ 4 SGG ("Rechtskräftige Urteile binden die

Beteiligten OGG“) ist dagegen der Kreis der Beteiligten

durch 5 69 SGGfestgelegt; danach sind Beteiligte am
Verfahren der Kläger„ der Beklagte und der-Beigeladene°
Im Gerichtsverfahren erstreckt sich mithin die Bindunge—

wirkung auf alle für formell am Verfahren — durch Erhebung der
ääage

oder gerichtliche Beiladung — Beteiligten‚ ohne

'Fücksicht darauf, ob und in welcher Weise sich das Urteil
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materiell auf ihre Rechtsstellung auswirkt° Im Hinblick

auf die Wesensverhandtschaft, die zwischen der Bindung nach

5 444 und der nach % 77 SGGbesteht (vgl° BSG 45, 448,
122 oben), liegt es nahe, auch in 5 77 SGGden Beteiligungse
begriff in einem rein verfahrensrechlich—formalen Sinne

zu verstehen,dh° auf den Kreis derjenigen zu beschränken,

die durch eigenes Handeln (Antragstellung) oder von Amts wegen
(der Verwaltungsakt wird an sie adressiert oder ihnen be—

kanntgegeben)—am Verwaltungsverfahren beteiligt sind, Die

Frage, ob der Beteiligungsbegriff in dem dargelegten Sinn

formal aufzufassen ist, braucht hier indessen nicht ab—

schließend entschieden zu werden, da die streitigen Ver—

waltungsakte auch dem klagenden Land von der Beklagten zuge—

stellt worden sind unidas Land dadurch formell am Verwaltungs—

verfahren beteiligt werden ist° ’

Unentschieden kann ferner bleiben, ob scho■.aus der förm—

lichen Beteiligung am Verfahren ein Recht zur Anfechtung

der ergangenen Entscheidung folgt° Auch wenn dies zu ver—

neinen und für die Anfechtungsbefugnis ausserdem zu fordern

wäre, daß der Verfahrensbeteiligte durch den bindungs—

fähigen Inhalt der Entscheidung in seiner Rechtsstellung

betroffen wird, hat der Kläger hier ein Anfechtungsrecht
gehabt° Wären nämlich die — auch ihm zugestellten — Wider—

spruchsbescheide der Beklagten bindend geworden, dann hätte

auch ihm gegenüber festgestanden, daß die Beigeladenen zu

den nach 55 444 a ff BBG krankenversorungsberechtigten-
Personen gehören, so daß der Kläger der beklagten Kranken—

kasse für deren Aufwendungen ersatzpflichtig gewesen wäre

(5 227 b BBG), Diese Rechtswirkung genügt, um eine Anfechtuußtw

befugnis des Klägers zu begründen° Daß er nicht unmittelbar

an dem zwischen den Beigeladenen und der Beklagten streitig

gewesénen Rechtsverhältnis (Krankenversorgungsberechtigung)

beteiligt ist, daß vielmehr die Entscheidung über dieses
Bechteverhältnis ihn nur unmittelbar, d„h° insofern berührt,

als damit über eine Vorfrage für seine Ersatzpflicht

„_5_
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gegenüber der Beklagten entschieden ist, ist unerheblich°Eiw

hige Formulierungen in dem BSG ■5‚ i48 abgedruckten

Urteil des Senats, die für eine engere Auffassung sprechen

könnten‚ erklären sich aus der damaligen Fallgestaltungg

damals war nämlich der Rentenversicherungsträger, über

dessen Beitragsforderung die Krankenkasse.als Einzugs—

stelle entschieden hatte‚ in der Tat unmittelbar an dem

streitigen Rechtsverhältnis — als Gläubiger der Forderung —
beteiligt°

Die Anfechtungsklage hat sich auch allein gegen die Wider—

spruchsbescheide der Beklagten, doh° gegen "zweitinstanzliche'

Verwaltungsentscheidungen, richten können° Nur durch sie

ist der Kläger hier beschwert werden (vgl° @ 79 Abs° 4

Nro 2 VwGO; BSG iO‚ 2, 92; Urteil des 6° Senats vom
(iso August 4972, 6 RKaf"28/7'TL

‘Frozessual zulässig war es ferner, daß das LSG nach Auf—

hebung der Uiderspruchsbescheide der Beklagten deren

ursprüngliche — ablehnehde — Verwaltungsakte “wieder—

hergestellt" und damit das Verwaltungsverfahren end—
gültig zum Abschluß gebracht hat„ Ein solches Vorgehen

ist jedenfalls dann unbedenklich, wenn — wie hier — nach

Aufhebung der Widerspruchsentscheidung nur noch eine einzige

abschließende Verwaltungsentscheidung in Betracht kommt°

Das Gericht greift dann mit seinem Urteil nicht in die

Kompetenzen der Verwaltung ein, verletzt insbesondere

nicht das Prinzip der Gewaltenteilung (Art° 20 Abs° 3 GGj„

Jedes andere Verfahren würde vielmehr einen unökonomischen‚

weil zeitraubenden Umweg bedeuten°

Auch in der Sache ist die Entscheidung des LSG im Ergebnis

nicht zu beanstanden° Entgegen der Ansicht der beklagten

Krankenkasse steht den Beigeladenen kein Anspruch auf

Krankenversorgung (55 144 a ff EEG) zu„
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Das EEG begründet — nach den im Ersten Abschnitt enthaltenen

allgemeinen Vorschriften — für Verfolgte (@ 4) einen
Anspruch auf Entschädigung (5 5) grundsätzlich nur bei

Erfüllung bestimmter Wohnsitz— und Stichtagsvoraussetzungen

(@ 4), Daneben haben jedoch, auch wenn diese Voraussetzungen
nicht erfüllt sind, zwei "Besondere Gruppen von Verfolgten“

(Vierter Abschnitt des Gesetzes}, nämlich Verfolgte aus

Vertreibungsgebieten sowie Staatenlose und Flüchtlinge im
' Sinne der Genfer Konvention, "einen nach Art und Umfang

beschränkten Anspruch auf Entschädigung" (@ 449), Während der
ersten Gruppe Entschädigung für Schäden an Körper oder
Gesundheit, an Freiheit, durch Zahlung von Sonderabgaben

und im beruflichen Fortkommen gewährt wird (5 450 Abs° 4) —
ausgeschlossen bleiben also vor allem Schäden an Eigentum,

Vermögen und im wirtschaftlichen Fortkommen (55 54, 56,
427 ff)

—, kann die zweite Gruppe, zu der die Beigeladenen

gehören, nur Entschädigung für Schäden an Körper oder

Gesundheit und an Freiheit beansprüchen (@ 460 Abs, 4)„

Der hier streitige Anspruch auf Krankenversorgung für
„

nicht verfolgungsbedingte Leiden nach 55 444 a ff EEG

(in das EEG eingefügt durch das BEG-Schlußgesetz vom
44„9„4965, BGBl I, 4545), ist weder ein Anspruch auf
Entschädigung für Schäden an Körper oder Gesundheit noch,

wie nicht näher begründet zu werden braucht, für Schäden

an Freiheit° '

Der Anspruch auf Entschädigung für Schäden an Körper

oder Gesundheit (@ 28 ff EEG) setzt — ebenso wie die anderen
in den Titeln 4 bis 7 des Zweiten Abschnitts geregelten

Ansprüche — einen ursächlichen Zusammenhang zwischen dem

Schaden und der Verfolgung voraus (5 28 Abs, 4 Satz 2,}„
Zum Ausgleich solcher verfrlgungsbedingter Körper— oder

Gesundheitsschäden sind eine Reihe von Leistungen, in erster

Linie Heilverfahren, vorgesehen (5 29), Nachdem sich jedoch
bei Durchführung des Gesetzes gezeigt hatte, daß “für die
nach Deutschland zurückgekehrten Emigranten Schwierigkeiten

..‘7..
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bestehen, für ihre Krankheitskosten V rsicherungsleistungen

zu erhalten „u„ insbesondere in den Fällen, in denen die

Verfolgten zur Zeit der Schädigung nicht der Sozialverm

sicherung angeschlossen waren und heute wegen vorgerückten

Alters von privaten Krankenversicherungen nicht mehr aufgew

nommen werden”, wurde für sie in Anlehnung an Vorschriften

des Bundesversorgungsgesetzes über die Heil— bzw, Kranken“

behandlung von Schwerbeschädigten und ihrer Familien—

angehörigen ein Anspruch auf Krankenversorgung für nicht

verfolgungsbedingte Leiden geschaffen (Begründung zum
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des BBG,

BT—Druckso IV/4550, 3, 52 zu Nr„ 62 Allgemeines)°

Dieser Versorgungsanspruch wurde zwar allen Verfolgten,

deren Anspruch auf Rente für Schaden an Leben oder für
Schaden an Körper oder Gesundheit oder auf Soforthilfe

festgestellt worden ist, zuerkannt und insofern an diese
HAnsprüche, angehängt”, im übrigen äber selbständig — als

gewährte Art der Entschädigung (im weiteren Sinne) — in
einem eigenen (Neunten) Titel des Zweiten Abschnittes

geregelt° In die Leistungskataloge für "Besondere Gruppen

von Verfolgten“(ää 449 ff) wurde der Anspruch auf Kranken—

versorgung nicht aufgenommen° Schon daraus folgt, daß

diesen Gruppen, insbesondere der hier in Betracht kommenden

Gruppe der Staatenlosen und Flüchtlinge (@ 460), ein Anspruch
auf Krankenversorgung für nicht verfolgungsbedingte Leiden

nicht zusteht° Die5e Gruppen sind vielmehr, wie sich aus der
Systematik des Gesetzes und seiner Entstehungsgeschichte

ergibt, auch soWeit es sich um Schäden an Körper oder
Gesundheit handelt, allein auf Entschädigungsan3prüche für

verfolgungsbedingte Tatbestände beschränkt (ebenso im

Ergebnis Blessing—Giessler, BEG—Schlußgesetz, Nachtrag 1969,

S0 86, Rand—Nr° 4 zu 5 44? a; Brunn—Hebenstréit, BBG,

Schlußnachtrag 4966 bis 4969, S0 422, Rand—Nr„4 zu 5 44%a),

-8..
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Für die von den Revisionsklägern vertretene Auffassung? der

Gesetzgeber habe bei Einfügung der 55 444 ff in das EEG verw
sehentlich unterlassen, ihre Anwendung für die hier in Rede

stehenden besonderen Verfölgtengruppen vorzuschreiben7 gibt

es keine Anhaltspunkteg das Gegenteil ist wahrscheinlich° 80

ist der Vierte Abschnitt des BEG‚ der die genannten Gruppen

betrifft, durch das BEG«SCh1ußgesetz in mehrfacher Hinsicht

geändert oder ergänzt worden, insbesondere durch Einfügung

von neuen Vorschriften für den Fall des Zusammentreffens von

Entschädigungsensprüchen (55 466 a ff), in denen die (eben—

falls auf dem BEG—Schlußgesetz beruhenden) @@444 d ff für
entsprechend anwendbar erklärt worden sind° Wenn demgegenüber

Vorschriften über eine entsprechende Anwendung der 55 444 3 ff
EEG für die besonderen Verfolgtengruppen nicht getroffen

werden sind, so läßt dies nur den Schluß
zu, daß der Gesetz—

geber eine Anwendung jener Vorschriften insoweit nicht hat

vorsehon wollen„ Für die Annahme einer anderen Hillensrichtuug

bieten auch die Protokolle des zuständigen Bundestagsaus—

schnsses, die der Senat auf Anregung der Beigeladenen heran—

gezogen hat, keine Stütze5 die hier streitige Frage ist in den

Ausschußberatungen, soweit ersichtlich‚ nicht behandelt worden

Da die Entscheidung des LSG sich somit im Ergebnis als

richtig erweist, hat der Senat die Revision als unbegründet

zurückgewiesen„

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus 5 495 SGGO
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